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Zusammenfassung:  

 

Die Standardisierte Bewertung und Folgekostenrechnung für die Regional-Stadtbahn Neckar-Alb sind 
mittlerweile mit positiven Ergebnissen abgeschlossen. In der Sitzung des Gemeinderates werden Ver-

treter der Gutachter PTV AG, TTK GmbH und DB International GmbH die Ergebnisse vorstellen, Mög-

lichkeiten des weiteren Vorgehens und Risiken beschreiben sowie anstehende Aufgaben und organisa-
torische Möglichkeiten erläutern.  

 

Ziel:  
 

Information des Gemeinderates über den Arbeitsstand des Gesamtvorhabens als Grundlage für die 

weitere Diskussion und notwendige Entscheidungen. 
 

 

Bericht:  
 

1. Anlass / Problemstellung 

 
Die Standardisierte Bewertung und Folgekostenrechnung für die Regional-Stadtbahn Neckar-

Alb sind mittlerweile abgeschlossen. Als positives Ergebnis erbrachten die Untersuchungen 

den Beleg für die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens und seine grundsätzliche Förderfähigkeit. 
Sorge bereitet jedoch die Fördersituation, da das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz des 

Bundes nur noch bis Ende 2019 gilt.  

 



-  2  - 

 

Über diesen erreichten Arbeitsstand sollen die politischen Gremien und die Öffentlichkeit in-
formiert werden. Dabei werden auch die Fragen aus dem Antrag der SPD-Fraktion vom 

03.02.2012 (Vorlage 507/2012) mit behandelt. 

2. Sachstand 
 

In der Sitzung des Gemeinderates werden Vertreter der Gutachter PTV AG, TTK GmbH und 

DB International GmbH die Ergebnisse von Standardisierter Bewertung und Folgekosten-
rechnung ausführlich vorstellen. Sie werden auch auf mögliche weitere Schritte des Verfah-

rens eingehen. Die Präsentation sowie weitere Einzelheiten können den Anlagen entnommen 

werden. 
 

Standardisierte Bewertung 

 
In der Sitzung am 25.10.2010 wurde dem Gemeinderat der damalige Zwischenstand der Un-

tersuchung vorgestellt. Aufgrund veränderter Vorgaben des Landes zum Regionalverkehr im 

Zusammenhang mit den Planungen zu Stuttgart 21 (Verkehrskonzept 2020) musste in der 
weiteren Bearbeitung das Betriebskonzept der Regional-Stadtbahn Neckar-Alb daran ange-

passt werden. 

 
Mittlerweile konnte die Standardisierte Bewertung mit den Zuwendungsgebern aus Bund und 

Land abgestimmt und damit fertiggestellt werden. Das erfreuliche Ergebnis ist, dass der Nut-

zen-Kosten-Indikator (NKI) für das Gesamtnetz und jedes der drei Teilnetze den erforderli-
chen Wert 1,0 übertrifft: 

 

TN 1 Oberzentrum Reutlingen/Tübingen, Neckar-Alb-Bahn, Obere Neckarbahn, Ammertal-
bahn, Ermstalbahn, Echaztalbahn mit Albaufstieg     1,07 

TN 2 Zollern-Alb-Bahn, Killertalbahn und Talgangbahn    1,88 

TN 3 Gomaringer Spange         1,21 
Gesamtnetz          1,37 

 

Das Vorhaben Regional-Stadtbahn Neckar-Alb ist volkswirtschaftlich sinnvoll, weil sein Nut-
zen die Kosten übersteigt. Damit ist die Voraussetzung für eine finanzielle Förderung durch 

Bund und Land gegeben. 

 
Folgekostenrechnung 

 

Die Folgekostenrechnung folgt wie die Standardisierte Bewertung einer vom Bund vorgege-
benen Systematik. Die standardisierte Methodik dient dabei der bundesweiten Vergleichbar-

keit unterschiedlicher Vorhaben. Diese Vergleichbarkeit herzustellen ist ein wesentliches Ziel 

der Folgekostenrechnung. Während die Standardisierte Bewertung die volkswirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und umweltbezogenen Wirkungen des Vorhabens in Form einer Nutzen-

Kosten-Analyse darstellt, fordert der Bund mit der Folgekostenrechnung eine betriebswirt-

schaftliche Betrachtung der finanziellen Auswirkungen des Vorhabens. Nach Abstimmung mit 
Bund und Land konnte auch die Folgekostenrechnung für die Regional-Stadtbahn Neckar-Alb 

mittlerweile fertiggestellt werden. 

 
Auch das Ergebnis der Folgekostenrechnung ist erfreulich. Den Mehrkosten durch den Be-

trieb der Stadtbahn stehen auf der anderen Seite vor allem vermiedene Kosten bisheriger 

Nahverkehrsleistungen und höhere Erlöse entgegen, so dass die Stadtbahn auch betriebs-
wirtschaftlich sinnvoll ist. Da es sich weitgehend um eine standardisierte Berechnung handelt 
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und eine Aufteilung des weiterhin anfallenden Betriebskostendefizits auf die verschiedenen 
Kostenträger heute nicht möglich ist, sind daraus aber keine belastbaren Aussagen über die 

konkreten Wirkungen auf den Zuschussbedarf für den Nahverkehr durch die Stadt Tübingen 

ableitbar. 
 

Nächster Schritt: Rahmenantrag 

 
Der Zuwendungsgeber verlangt als nächsten Schritt einen Rahmenantrag für das Gesamt-

projekt. Hierfür sind die Infrastrukturplanungen und die zugehörigen Kostenschätzungen 

entsprechend der Planungstiefe einer „Vorplanung“ (HOAI Leistungsphasen 1+2) auszuar-
beiten und erforderliche Sondergutachten zu bearbeiten (z.B. Risikobewertungen für Tunnel 

und Brücken). Die vertieften Planungen haben das Ziel, die Planungssicherheit zu erhöhen, 

die Kostenschätzungen zu verifizieren und ggf. auch erforderliche Planänderungen anzuzei-
gen. Die Ergebnisse dieser Planungsphase münden in einem (formlosen) Rahmenantrag, der 

vom Land geprüft wird. Die Kosten für diese Planungen werden für das Gesamtnetz auf etwa 

9 Millionen Euro geschätzt. 
 

Förderung durch Bund und Land 

 
Ziel des bisherigen Planungsverfahrens war neben der Klärung der technischen Sachfragen 

wie Linienführung und Kosten eine Förderzusage durch Bund und Land. Nach dem so ge-

nannten Entflechtungsgesetz können 60% der Investitionskosten durch den Bund und 20% 
durch das Land übernommen werden. Die Bedingungen dafür sind durch das Vorliegen der 

positiven standardisierten Bewertung erfüllt. Auf deren Grundlage ist nun ein Rahmenantrag 

mit vertiefter Planung zu erarbeiten. Mit dessen Genehmigung wird die Förderzusage erteilt. 

Die Schwierigkeit besteht nun darin, dass die gesetzliche Grundlage für die Förderung im 

Jahr 2019 auf Grund des Entflechtungsgesetzes entfällt. Eine Anschlussregelung ist derzeit 

nicht in Sicht. Daher verlangen Bund und Land derzeit eine so genannte kommunale Endfi-
nanzierungsgarantie. Das würde bedeuten, dass die Förderung von insgesamt 80% nur für 

die Teile der Regional-Stadtbahn gewährt wird, die bis 2019 gebaut und abgerechnet sind. 

Alle weiteren Teilstrecken müssten alleine von den Kommunen bezahlt und auch fertig ge-
stellt werden. Andernfalls würden Bund und Land ihre Fördermittel zurückfordern.  

Mit dieser Aussage wurden die Verwaltungsspitzen der Region erst im Frühjahr 2012 kon-

frontiert. Es besteht Einigkeit darüber, dass die geforderte Endfinanzierungsgarantie nicht 
geleistet werden kann, weil das Risiko für die kommunalen Haushalte angesichts der knap-

pen Zeit und der vielen denkbaren Gründe für Verzögerungen unkalkulierbar wäre. Daher 

finden derzeit Gespräche mit Bund und Land über mögliche Lösungen statt. Derzeit wird un-
tersucht, ob und wie es möglich ist, Teilabschnitte der Regionalstadtbahn zu bilden, die mit 

hinreichender Sicherheit bis 2019 abgeschlossen und abgerechnet werden können. Über die 

relevanten Ergebnisse werden die Gremien so bald wie möglich informiert. 

3. Vorgehen der Verwaltung 

Die Verwaltung hält eine Klärung der grundsätzlichen Förderfähigkeit im Rahmen des Ent-

flechtungsgesetzes vor jeder weiteren Entscheidung für zwingend und sieht daher vorerst 
von jedem weiteren Schritt ab. Sobald Bund und Land einen verlässlichen Weg zu einer För-

derzusage aufzeigen, kann der Rahmenantrag erarbeitet werden. Dann müssen auch 

Schlüssel zur Verteilung der Kosten in der Region festgelegt werden. Dies kann nur gemein-
sam durch die beteiligten Landkreise und Kommunen geleistet werden. Die Verwaltung 
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strebt daher die Beschlussfassung über die Gründung einer gemeinsamen Stabsstelle der be-
teiligten Gebietskörperschaften an, welche bis zur Einreichung des Rahmenantrags als Vor-

läufer der zu gründenden Projekt GmbH tätig wird. Mit der Festlegung von Kostenschlüsseln 

wird auch definiert, welchen Anteil der für den Rahmenantrag voraussichtlich erforderlichen 
Aufwendungen von 9 Millionen Euro auf die Stadt Tübingen entfallen würde. Im Erfolgsfall 

wäre hierüber mit dem Haushalt 2013 zu entscheiden. Parallel müsste für den zu planenden 

Abschnitt im Stadtgebiet Tübingen ein umfangreicher Bürgerbeteiligungsprozess gestartet 
werden. 

4. Lösungsvarianten 

4.1  Weiterführung der Planung ohne Klärung der Fördermöglichkeit.  

Grundsätzlich wäre es denkbar, den Rahmenantrag zu erstellen, ohne die künftigen Förder-

möglichkeiten zu klären. Für diese Strategie spricht, dass es unwahrscheinlich wirkt, dass 

Bund und Land ab 2019 keinerlei Investitionsförderung für den Nahverkehr mehr gewähren 
können. Sobald hierüber eine politische Einigung erzielt ist, könnte die Regionalstadtbahn 

Neckar-Alb bei Vorliegen eines abgeschlossenen Rahmenantrags in ein neues Förderpro-

gramm aufgenommen werden. Die Verwaltung hält angesichts der notwendigen Vorleistun-
gen von 9 Millionen Euro diesen Weg nicht für realistisch gangbar. 

4.2 Aufgabe der Planung für die Regionalstadtbahn 

Angesichts der unklaren Fördermöglichkeiten und der bislang unzumutbaren Bedingungen für 
eine Förderzusage könnte das Projekt beendet werden. Die Verwaltung hält dies angesichts 

der positiven Ergebnisse der bisherigen Untersuchungen, der erbrachten Vorleistungen und 

der großen Chancen der Stadtbahn für Tübingen und die Region für eine falsche Weichenstel-
lung. 

5. Finanzielle Auswirkungen 

 
Sollte es zu keiner befriedigenden Lösung für die Problematik der Förderung durch Bund und 

Land kommen, müssen die bisher aufgelaufenen Kosten abgerechnet werden. Auf die Stadt 

würden für die bisher vergebenen Aufträge über die schon geleisteten Zahlungen Forderun-
gen im niedrigen fünfstelligen Eurobereich zukommen. 

Für den Fall, dass die Planungen fortgesetzt werden, müssen die Kosten des Rahmenantrags 

und die Arbeiten einer Stabsstelle finanziert werden. Die im Haushalt mit einem Sperrver-
merk versehene halbe Stelle für die Planung der Regionalstadtplan auf Tübinger Markung 

(bzw. die Mittel dafür) sollen als Finanzierungsanteil der Stadt für die zu bildende Stabsstelle 

eingesetzt werden. Über Mittel für den Rahmenantrag ist frühestens mit dem Haushalt 2013 
zu entscheiden. 

6. Anlagen 

 
Anlage 1: Empfehlung, Aktueller Stand und anstehende Aufgaben 

Anlage 2: Präsentation, Standardisierte Bewertung, Folgekostenrechnung, etc. 
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1 Ausgangslage und erforderliche Schritte zur 
Erreichung der Förderzusagen 

Die Standardisierte Bewertung und die Folgekostenrechnung für das Vorhaben 
Regional-Stadtbahn Neckar-Alb (RSB) liegen zwischenzeitlich vor. Nach Abschluss 
dieser Arbeiten ist nun das weitere Vorgehen zu bestimmen. Als Grundlage dafür 
werden in diesem Papier die wesentlichen Voraussetzungen und Arbeitsschritte 
erläutert, die nötig sind, das Projekt weiter voranzutreiben.   

Die folgende Abbildung gibt zunächst nochmal einen Überblick über das Vorhaben 
mit aktuellem Planungsstand, d.h. mit Einbeziehung der Killertalbahn. 

 

 

Abbildung 1: Vorhaben im Überblick  
(blau: EBO; rot: BOStrab; schwarz: sonstige EBO außerhalb des Vorhabens) 

Was wurde bisher erarbeitet? 

Die Standardisierte Bewertung für die RSB ist einschließlich der Folgekostenrech-
nung abgeschlossen und mit den Zuwendungsgebern abgestimmt.1 Die für die För-
derfähigkeit maßgeblichen Nutzen-Kosten-Indikatoren (NKI) betragen: 

                                                 
1 Die wesentlichen Ergebnisse der Standardisierten Bewertung und der Folgekostenrech-
nung sind in zwei Foliensätzen zusammenfassend dargestellt (siehe Anlage).  
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► Teilnetz 1:   Oberzentrum Reutlingen/Tübingen  mit den Zulaufstrecken: Ne-
ckar-Alb-Bahn, Obere Neckarbahn, Ammertalbahn, Ermstalbahn und Albauf-
stieg: 1,07 

► Teilnetz 2:   Zollern-Alb-Bahn, Killertalbahn und Talgangbahn:  1,88 

► Teilnetz 3:   Gomaringer Spange: 1,21 

► Gesamtnetz: 1,37 

Damit ist der Nachweis erbracht, dass das Gesamtprojekt ebenso wie die 3 Teilnet-
ze gesamtwirtschaftlich und verkehrlich sinnvoll sind. Dies ist eine wesentliche und 
zwingend notwendige Voraussetzung für die Förderfähigkeit der damit verbunde-
nen Investitionen in die Infrastruktur (Fördersätze im GVFG-Bundesprogramm: 60% 
Förderung durch den Bund und 20% Kofinanzierung durch das Land). 

Die Regional-Stadtbahn Neckar-Alb ist zwischenzeitlich in das GVFG Bundespro-
gramm aufgenommen (Kategorie C, d.h. zur Kenntnis genommen). Der Zuwen-
dungsgeber unterstützt die Verfolgung des Projektes. Zur Erreichung von Förder-
zusagen sind die Infrastrukturplanungen nun weiter zu vertiefen.  

Erforderliche nächste Schritte 

Als nächsten Schritt verlangt der Zuwendungsgeber einen so genannten „Rahmen-
antrag“. Der Rahmenantrag ist eine (formlose) Beschreibung und Darstellung des 
Vorhabens. Hierfür sind die Infrastrukturplanungen und die zugehörigen Kosten-
schätzungen entsprechend der Planungstiefe einer „Vorplanung“ (HOAI Phasen 
1+22) auszuarbeiten.  

Die Vorplanung konkretisiert die bisher vorliegenden Planungen. Wo es für die 
Standardisierte Bewertung ausreichend war, die Straßenzüge für die neuen Stadt-
bahnstrecken festzulegen und die grundsätzliche Machbarkeit darzulegen, geht es 
in der Vorplanung darum, die genaue Lage der Trasse und die Anordnung im Stra-
ßenraum zu planen. Innerstädtisch ist z.B. das Thema Leitungsverlegung zu pla-
nen, was bisher kostenseitig nur pauschal erfolgt ist. Darüber hinaus sind einzelne 
Sonderuntersuchungen durchzuführen, um weitere Risiken abzuprüfen, z.B. Bau-
grunduntersuchungen, Risikobewertungen für Tunnel und Brücken, Risikobewer-
tungen für Schall- und Erschütterungsschutz, Schutzgebiete.  

Die vertieften Planungen haben das Ziel, die Planungssicherheit zu erhöhen, die 
Kostenschätzungen zu verifizieren und ggf. auch erforderliche Planänderungen 
anzuzeigen. Dies ist für den potenziellen Zuwendungsgeber ebenso bedeutend wie 
für den Antragsteller. 

Die Ergebnisse dieser Planungsphase münden in einem (formlosen) Rahmenan-
trag, der beim Zuwendungsgeber eingereicht wird. Der Rahmenantrag wird vom 
Land geprüft wird. Der Rahmenantrag und damit die Vorplanung sind für das Ge-
samtprojekt vorzunehmen.  

                                                 
2  HOAI: Honorarordnung für Architekten und Ingenieure 
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Die Kosten für die Vorplanung und erforderliche Sondergutachten sind nicht zu-
schussfähig und von der Region vollständig zu tragen. Es wird daher empfohlen, für 
die Zeit bis zur Abgabe des Rahmenantrags, tatsächlich nur diejenigen Aufgaben 
anzugehen, die zwingend hierfür erforderlich sind bzw. die zur Absicherung der 
Kostenschätzung als notwendig erachtet werden.    

Wie geht es nach dem Rahmenantrag weiter? 

Nach dem Rahmenantrag schließen sich die Entwurfs- und Genehmigungsplanun-
gen an  (HOAI Leistungsphasen 3+4). Ergebnis sind Planfeststellungsbeschlüsse 
sowie Finanzierungsanträge, jeweils nach Teilvorhaben getrennt. 

Die Finanzierungsanträge werden beim Land eingereicht.  

Konkrete Förderzusagen werden von Bund und Land erst auf der Basis der geprüf-
ten Finanzierungsanträge gegeben. 

Welche Risiken bestehen hinsichtlich der Förderung? 

Allgemeines Risiko: Kostensteigerung Infrastruktur   

Eine detailliertere Infrastrukturplanung kann dazu führen, dass die Kosten des Vor-
habens höher ausfallen als dies derzeit abzusehen ist. Ein wesentlicher Grund da-
für ist, dass nicht alle denkbaren Risiken in die erste Kostenschätzung eingepreist 
werden können, da dies zu unrealistisch hohen Kostenschätzungen führen würde. 
Die vorliegende Kostenschätzung enthält Risikozuschläge, die auf Erfahrungswer-
ten basieren. Erst eine höhere Planungstiefe kann Risiken genauer abprüfen und 
die Kostenermittlung weiter absichern.  

Sofern sich im Rahmenantrag Kostensteigerungen gegenüber den Ansätzen in der 
Standardisierten Bewertung ergeben, die nicht allein auf eine allgemeine Preisstei-
gerung zurückgeführt werden können, kann der Zuwendungsgeber eine Aktualisie-
rung der Standardisierten Bewertung verlangen. Als notwendige Fördervorausset-
zung gilt auch dann, dass die Nutzen größer sein müssen als die Kosten. 

Für das RSB-Projekt ist dabei zu berücksichtigen, dass das Teilnetz 1 relativ wenig 
Spielraum hat (NKI 1,07). Eine signifikante Kostensteigerung kann zu einem NKI 
unter 1 führen, womit die Förderfähigkeit des gesamten Vorhabens nicht länger 
gegeben wäre.  

Allgemeine Risiken hinsichtlich der Förderung 

Konkrete Förderzusagen erfolgen erst sehr spät (erst mit dem Finanzierungsan-
trag).  Bis dahin angefallene Kosten sind vollständig vom Antragsteller zu tragen 
(mindestens Vorplanungskosten). 

Zu berücksichtigen ist ferner, dass die RSB mit vielen anderen Projekten in Bund 
und Land um knappe Fördergelder in Konkurrenz steht. Voraussichtlich werden 
nicht alle im Bundes-GVFG angemeldeten Vorhaben voll gefördert werden können, 
da eine entsprechende Finanzausstattung bei Bund und Land derzeit nicht sicher-
gestellt ist. Die Region Neckar-Alb lag bisher eher im “Förderschatten“. Außerdem 
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weist der NKI für das Gesamtprojekt mit 1,37 ein gutes Ergebnis auf. Dies könnte 
bei der Reihung der Fördervorhaben eine Rolle spielen. 

Grundsätzlich ist heute unklar ob, wann und in welcher Höhe Bund und Land das 
Projekt fördern können. Der Bund hat zu verstehen gegeben, dass eine Förderung 
des Bundes maximal 60% betragen wird. Das Ausfallrisiko liegt bei der Region.  

Besondere Risiken hinsichtlich der Förderung: Auslaufen Bundes GVFG im 
Jahr 2019 

Der Bund zieht sich aus der GVFG-Förderung bis 2019 zurück. Eine Nachfolgere-
gelung liegt bisher und voraussichtlich auch mittelfristig nicht vor. Es ist unklar, wel-
che Förderung vom Land ab 2019 geleistet werden kann. Eine Klärung dieser Fra-
ge ist kurzfristig nicht zu erwarten. 

Das RSB-Vorhaben wird bis 2019 nicht vollständig realisiert und abgerechnet wer-
den können. Der Bund behält sich vor, geleistete Mittel zurückfordern, wenn die bis 
2018 gestellten Finanzierungsanträge insgesamt unter 50 Mio. bleiben und/oder 
wenn die Wirtschaftlichkeit der umgesetzten Maßnahmen nicht gegeben ist (NKI 
<1). 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Risiken - insbesondere im Hin-
blick auf den NKI von Teilnetz 1 und das Auslaufen des Bundes-GVFG – sehr 
hoch sind. 

 
Wer kann die weiteren Planungen vorantreiben? 

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich sowohl um ein Eisenbahn- wie auch 
ein Straßenbahnprojekt.  Alle planerischen, organisatorischen und technischen 
Maßnahmen haben sich daher an den für diese Bahnsysteme geltenden gesetzli-
chen Rahmenbedingungen zu orientieren.3 Ein Unternehmen oder eine Organisati-
on, die die Voraussetzungen zur Planung für alle Bahnsysteme mitbringt, gibt es in 
der Region derzeit nicht. Da das neue Stadtbahnsystem aber aus einem Guss ge-
plant werden muss, ist der Aufbau einer neuen Organisationsstruktur erforderlich.  

Der Arbeitskreis empfiehlt nach Abwägung verschiedener Organisationsstrukturen 
mittelfristig die Gründung einer Projekt GmbH (siehe auch Kap. 4). Diese Organisa-
tion übernimmt die Koordination für das Gesamtsystem. Das in der Region vorhan-
dene regionale  ÖPNV/SPNV-Knowhow kann dabei sinnvoll genutzt werden.  

Für die jetzt anstehende Planungsphase bis zur Abgabe des Rahmenantrags ist 
das Aufgabenspektrum der Organisation geringer, weshalb eine Stabsstelle bei 
einem federführenden Projektpartner für diese Übergangsphase als ausreichend 
erachtet wird.  

                                                 
3 Dies sind für die Eisenbahn das Allgemeine Eisenbahngesetz (AEG) mit der Eisenbahn 
Bau- und Betriebsordnung (EBO) und für die Straßenbahnen das Personenbeförderungs-
gesetzt (PBefG) mit der Straßenbahnbau- und Betriebsordnung (BOStrab). 
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2  Überblick über die Projektphasen 

Das Projekt Regional-Stadtbahn kann zur besseren Übersicht in vier Projektphasen 
eingeteilt werden:  

► Phase I: kurzfristig, ca. 2 Jahre; Vorplanung mit Ziel Rahmenantrag 

► Phase II: mittelfristig, ca. 1-2 Jahre je Bauabschnitt; Entwurfs- und Genehmi-
gungsplanung; beinhaltet als Ergebnis einen Planfeststellungsbeschluss so-
wie einen Finanzierungsantrag (jeweils nach Teilvorhaben/ Teilnetzen ge-
trennt) 

► Phase IIIa: langfristig; ca. 1,5 – 3 Jahre je Bauabschnitt; Ausführungsplanung, 
Ausschreibung, Vergabe, Bau, Inbetriebnahme; beinhaltet eine betriebsfähige 
Anlage 

► Phase IIIb: Betriebsführung; langfristig; Daueraktivität; Wartung und Instand-
haltung der Anlage; Verkauf von Trassenkapazitäten und Nutzungsrechten für 
Haltestellen und Bahnhöfe 

Die Inhalte und zeitliche Staffelung sind in Abbildung 2 dargestellt.  

Gutachten/ 
Planung

Baurecht
Ausführung/ 

Bauen
Abnahme/ 

Inbetriebnahme Betriebsführung

1 2 3 4 5

Phase II:
Vorhabensträger: 
tritt  gegenüber 
Zuwendungsgeber auf: 
Projekt GmbH und EIU
- Infrastruktureigentümer 
(Kommune, EIU) ist 
Antragsteller für die 
Planfeststellung

Phase IIIa:

Infrastrukturunternehmen:
- bei Neubaustrecken: Projekt GmbH,
Kommune oder beauftragter Dritter

- bei Bestandsstrecken: EIU

Phase IIIb:

Verkehrs-/ 
Infrastruktur-
unternehmen

Phase I:

- Kommunen: 
Beauftragung der 

Planungen
- Stabsstelle: 
Vorbereitung und 
Koordination

Meilenstein: Rahmenantrag

2 Jahre
(Gesamtnetz)

1-2 Jahre
(je Bauabschnitt)

1,5-3 Jahre
(je Bauabschnitt)

langfristig

Anmerkung zum Zeitplan:
Ab Phase II wird das Projekt in überschaubare Bauabschnitte eingeteilt  (finanzierbar, technisch 
und  verkehrlich handhabbar ). Das Projekt wird abschnittsweise umgesetzt, dadurch ergibt sich 
der Inbetriebnahmezeitpunkt des Gesamtnetzes nicht aus der Summe der einzelnen Phasen.

Abbildung 2: Übersicht über die einzelnen Projektphasen 

Im Rahmen der vorliegenden Empfehlung wird nur die Phase I vertieft behandelt 
sowie die Schritte, die zum Start der weiteren Phasen notwendig sind. 

Bei den bestehenden und geplanten Infrastrukturen sind folgende unterschiedliche 
Kategorien zu unterscheiden, die auf unterschiedlichen rechtlichen Grundlagen 
basieren: 

► Bundeseigene Eisenbahnen (nach AEG/ EBO)  
- z. B. DB Netz, DB Station & Service, DB Energie; Planung - 
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► Nichtbundeseigene Eisenbahnen  als integriertes Unternehmen (nach AEG/ 
EBO)  
- z. B. Eigentümer HzL - 

► Nichtbundeseigene Eisenbahnen als ausschließliches Infrastrukturunternehmen 
(nach AEG/ EBO) 
- z. B. Eigentümer ENAG, Zweckverband Ammertal - 

► Straßenbahn/ Stadtbahnen (nach PBefG/ BOStrab)  
- z. B. Kommunale Verkehrsunternehmen -  

Der Vorhabensträger tritt gegenüber dem Zuwendungsgeber auf und ist derjenige, 
der die Maßnahme bauen will und auch den Rahmenantrag stellt.  

In den meisten Fällen betrifft ein Investitionsvorhaben nur ein Infrastrukturunter-
nehmen. Dies ist aber bei der Regional-Stadtbahn nicht der Fall. Da die betroffenen 
Unternehmen aber für sich das gesamte Projekt nicht umsetzen können, sondern 
nur im Verbund, ist eine übergeordnete Vorhabensträgerschaft erforderlich. Diese 
Funktion übernimmt die Projekt GmbH, bzw. in der Anfangsphase die Stabsstelle.  

Den Antrag auf ein Planfeststellungsverfahren sowie den Finanzierungsantrag stellt 
dann wiederum das jeweilige Infrastrukturunternehmen, das dann ab dieser Phase 
auch die Vorhabensträgerschaft für die einzelne Maßnahmen übernimmt. 

3 Projektziele 

Es gibt kurz-, mittel- und langfristige Ziele zu erreichen. Das langfristige Ziel ist es, 
die Regional-Stadtbahn im Betrieb umzusetzen. Zum jetzigen Zeitpunkt sind kurz-
fristige Ziele für die oben beschriebene Phase I zu definieren.  

Das kurzfristige Ziel innerhalb der Phase I ist es, einen Rahmenantrag für das Ge-
samtprojekt Regional-Stadtbahn Neckar-Alb zu stellen. Der Rahmenantrag ist eine 
(formlose) Beschreibung und Darstellung des Vorhabens. Dazu wird eine techni-
sche Planung auf dem Niveau einer Vorplanung erstellt.  

4 Projektorganisation 

Aufgrund der Dimensionen des Projektes von ca. 190 km Streckenlänge, der ver-
schiedenartigen Beteiligten (Städte, Landkreise, Eisenbahninfrastrukturunterneh-
men etc.) sowie der fachlich vielschichtigen Aufgaben die durchgeführt und koordi-
niert werden müssen, ist eine übergeordnete Vorhabensträgerschaft als separate 
Einheit erforderlich.  

Das wichtigste Ziel der Phase I und damit für den Projekteinstieg ist die Erarbeitung 
des Rahmenantrages. Dies soll so schnell wie möglich erreicht werden. Eine 
Stabsstelle, angesiedelt bei einer der beteiligten Landkreise oder eine GmbH kön-
nen diese Aufgabe übernehmen. Die Gründung einer GmbH ist für die Antragstel-
lung jedoch noch nicht erforderlich. 
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Es empfiehlt sich die Einrichtung einer Stabsstelle als Vorläufer der GmbH aus fol-
genden Gründen. 

► Die Einrichtung einer Stabsstelle benötigt nur einen geringen zeitlichen Vor-
lauf.  

► Eine institutionelle Verfestigung (Rechtsform) ist derzeit noch nicht erforder-
lich. 

► Die finanziellen Aufwendungen bis zur Grundsatzentscheidung des Zuwen-
dungsgebers über die Förderfähigkeit des RSB-Projektes werden minimiert. 

► Die Stabsstelle kann die Zeit bis zur Gründung der GmbH nutzen, um die da-
für notwendigen Grundlagen vorzubereiten.  Zu entscheiden ist u.a., welche 
Aufgaben die GmbH mittelfristig übernehmen soll (nur Infrastruktur-GmbH 
oder auch Verkehrsunternehmen) und welche Gesellschafter dazu eingebun-
den werden. 

Für die Einrichtung der Stabsstelle ist die Definition des „Miteinander“ der Projekt-
partner notwendig. Hierzu ist eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung abzuschließen. 
Darin sind zu den Themen „Kompetenzen und Pflichten“, „Berichtswesen“ sowie 
„Kostenschlüssel“ grundlegende Festlegungen zu treffen. Alle Entscheidungen sol-
len in einem Lenkungskreis herbeigeführt werden. Die Ansiedlung der Stabsstelle 
bei einem der Landkreise bietet sich an.  

Mit dem Start der Phase II - Entwurfs- und Genehmigungsplanung wird die Grün-
dung einer separaten Organisation empfohlen. Dies ist erforderlich, da  

► der Antragsteller für das Genehmigungsverfahren mit dem Ziel der Bau-
rechtserlangung der heutige bzw. der künftige Eigentümer der Infrastruktur 
sein muss sowie  

► der Antragsteller für die Finanzierungsanträge, vorgesehen in Phase II, auch 
der Empfänger der Zuwendungsmittel sein muss. 

Es wird eine einstufige Organisationsform als Rechtsform einer GmbH empfohlen 
da:  

► alle Aufgaben in einer einstufigen Organisationsform ohne „Reibungsverluste“ 
am effizientesten umgesetzt werden können und damit auch die Verantwor-
tung in einer Hand liegt, 

► die Entscheidungsfindung bei GmbH auf Gesellschafter beschränkt und damit 
i.d.R. flexibleres und zügigeres Agieren und Reagieren möglich ist, 

► die GmbH die finanziellen Vorteile bei Einbindung der Eigentümer als Gesell-
schafter und Einbindung kommunaler Versorgungsunternehmen ausschöpfen 
kann. 
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5 Aufgaben 

Die anstehenden Aufgaben können kategorisiert werden in  

► politische Aufgaben 

► organisatorisch-rechtliche Aufgaben 

► fachliche Aufgaben. 

Durch diese Kategorisierung können Aufgaben besser nachvollzogen und zugeord-
net werden. 

5.1 Politische Aufgaben  

Um die Aufgaben angehen zu können, sind politische Entscheidungen zur weiteren 
Vorgehensweise notwendig. Der erste Schritt sind Gremienbeschlüsse, die die wei-
tere Vorgehensweise regeln. Die notwendigen Gremienbeschlüsse sind in Kap. 8 
zusammengefasst. 

Projektorganisation Phase I 

Für die Phase I ist die Gründung einer Stabsstelle vorgesehen. Die Stabsstelle 
übernimmt die übergeordnete Vorhabensträgerschaft in dieser Projektphase und 
reicht als Ergebnis der Phase I den Rahmenantrag ein.  

Wesentliche Aufgaben der Organisation sind: 

► Planungsvereinbarungen: Mandat für Verträge und Abmachungen mit Dritten, 
z.B. mit der DB 

► Vorbereitung und Koordination des Vorplanungsprozesses 

► Begleitung Bauleitplanung/ Planungen Dritter: Abstimmung mit konkurrieren-
den Planungen 

► Festlegung „Verkehrliche und Betriebliche Aufgabenstellung“: Voraussetzung 
für Planung 

► Projektsteuerung: Kosten und Termine, Koordination fachliche Planung 

► Vorbereitung Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation: proaktive Information 
und Kommunikation 

► Vorbereitung der Projektorganisation für weitere Projektphasen 

► Vorbereitung und Abgabe des Rahmenantrags beim Zuwendungsgeber  

Die bisherige Organisationsform zur Begleitung der Standardisierten Bewertung als 
Arbeitsgruppe unter Federführung des LK Reutlingen ist aufgrund der vielfältigen 
anstehenden und zu koordinierenden Aufgaben nicht länger geeignet. Die in der 
Phase I notwendigen Aufgaben lassen sich weder durch Einzelpersonen noch 
durch einen Arbeitskreis fachlich und wirtschaftlich abwickeln. Eine Projektorgani-



RSB Neckar-Alb  - Aufgaben  Aufgaben
 

 PTV AG Apr/12 Seite 13/22
 

sation mit einem stabilen Handlungsmandat und ausreichenden Ressourcen ist 
notwendig. Der erforderliche Aufwand ist in Kapitel 6 dargestellt. 

Ab Phase 2 werden die Aufgaben der Stabsstelle weitergeführt in einer zu grün-
denden Projekt GmbH.  

Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation 

Die Projektpartner befürworten eine proaktive Information und Kommunikation. Da-
bei sollen mindestens folgende Botschaften betont werden: 

► Die Region identifiziert sich mit dem Gesamtprojekt. 

► Die Regional-Stadtbahn stärkt den Wirtschaftsstandort und den Umwelt-
schutz. 

Es sollen alle wichtigen Medien genutzt werden; auch die Möglichkeiten des Inter-
nets. Wesentliche Adressaten sind die Gremien der Projektpartner, die Gebietskör-
perschaften, die Bürger vor Ort, die Öffentlichkeit / Allgemeinheit, Institutionen, die 
von den Infrastrukturmaßnahmen betroffen sind, z.B. Kliniken, Universität, Instituti-
onen wie IHK, Behindertenvertretung, Freunde, Förderer, Gegner und Ablehner, 
Meinungsbildner, Multiplikatoren. 

In der Phase 1 steht am Anfang die Gremieninformation bei den Projektpartnern 
(2.Quartal 2012). Bevor die Gremienbeschlüsse zur Einleitung der Projektphase 1 
nicht herbeigeführt sind, ist eine proaktive Bürgerinformation nicht sinnvoll. 

Nach den Gremienbeschlüssen soll es einen gemeinsamen Pressetermin der Pro-
jektpartner geben, in dem über den Stand, die Beschlüsse und die nächsten Schrit-
te des Gesamtprojektes berichtet wird. Parallel dazu soll ein gemeinsamer Flyer 
erstellt und über die üblichen Kanäle verteilt werden (keine Postwurfsendung). Die-
ser soll beinhalten: 10 Fragen und 10 Antworten, grafischer Überblick des Netzes, 5 
Meilensteine zum Zeitplan, Ansprechpartner für Fragen. Die Erstellung des Flyers 
kann mit hausinternem Knowhow geleistet werden (Zusammenarbeit der Presse-
sprecherInnen). Die Stabsstelle übernimmt mittelfristig die Aufgabe „Ansprechpart-
ner“. 

Dazu gehört auch die Information der betroffenen Gebietskörperschaften darüber, 
was auf ihrer Gemarkung gebaut wird und mit welchen Kosten dies verbunden ist. 
Je nach Aufgabenstellung ist zu klären, wer was plant.  

Finanzierungsschlüssel 

Die Vergabe von Planungs- und Gutachterleistungen setzt die Festlegung eines 
Finanzierungsschlüssels voraus. Die Planungskosten für die Phase 1 müssen zu 
100% von Gebietskörperschaften bzw. der Region getragen werden. Mögliche  
Umlageschlüssel wurden im Workshop dargestellt. Eine Einigung über geeignete 
Schlüssel ist politisch herbeizuführen. 
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Aufgabenträgerschaft 

Für Verkehrsleistungen auf (bundeseigenen) Eisenbahnstrecken ist das Land der 
Aufgabenträger. Die Bestellung der Verkehrsleistungen wird über die Regiona-
lisierungsmittel des Bundes finanziert. Durch die Einführung der Regional-
Stadtbahn kommt es zu einer Leistungsmehrung im Bahnverkehr, die durch die 
heutigen Bestellungen des Landes nicht gedeckt ist. Daher ist es notwendig, dass 
mit dem Land ein Schlüssel gefunden wird, welche Leistungen künftig vom Land 
bestellt und welche von der Region gegenfinanziert werden müssen. In der Phase I 
kann es ausreichend sein, lediglich eine Grundsatzentscheidung zu treffen, die es 
ermöglicht, die künftigen von der Region zu tragenden Betriebsaufwendungen ver-
lässlich abzuschätzen. Dazu käme ein Kostenschlüssel, der zwischen den Gebiets-
körperschaften bzw. den sonstigen Aufgabenträgern zu vereinbaren ist. Es wird 
empfohlen in der ersten Projektphase eher eine grundsätzliche, als eine zu detail-
lierte Festlegung zu treffen. Die Aufgabe kann während der Phase I von der Stabs-
stelle wahrgenommen werden. 

5.2 Organisatorisch-rechtliche Aufgaben 

Planungsvereinbarungen 

Der Vorhabensträger benötigt ein Mandat, um Verträge und Abmachungen mit Drit-
ten im Rahmen einer vorgegebenen Geschäftsordnung verhandeln und treffen zu 
können. Die Rechte und Pflichten des Vorhabensträgers sind zu regeln und erge-
ben sich in der Phase I überwiegend durch Aufstellung der Organisation (bei Ge-
bietskörperschaften) bzw. Planungsvereinbarungen (bei Dritten). Klare Rechtsver-
hältnisse sind zwingend notwendig. 

Um eine koordinierte und abgestimmte Planung zu erhalten, ist eine Vereinbarung 
des Vorhabensträgers mit einem Besitzer (oder Eigentümer) der vorhandenen Inf-
rastruktur notwendig4. Der Gegenstand der Regelung ist im Wesentlichen, "wer - 
wann - wie" planen darf. Es sind die Verantwortlichen sowie deren Pflichten und/ 
oder Rechte zu benennen. Das Vorhaben ist zu beschreiben (Planungsgegen-
stand) und die Kostenübernahme ist zu klären. Weiterhin sind die Anforderungen 
an Planung und Nutzung von Anlagen (z. B. Sicherheitsanforderungen) zu formulie-
ren, außerdem sind die Informationsebenen und/ oder Beteiligung der Betroffenen 
im Planungsprozess (z. B. projektbegleitende Arbeitskreise) festzulegen.  

Begleitung Bauleitplanung Gebietskörperschaften 

Während der Planungs- und Realisierungszeit der Regional-Stadtbahn ist davon 
auszugehen, dass es eine Vielzahl von parallelen und konkurrierenden Planungen 
und Bauvorhaben gibt, insbesondere auch in der Bauleitplanung der Gebietskör-
perschaften. Diese Planungen sind zu prüfen und zu kommentieren und im Be-

                                                 
4  Prozess ist nicht zu verwechseln mit der Zuweisung einer Nutzung oder Übernahme 

im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Planverfahrens! 
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darfsfall sind die Gebietskörperschaften oder dritte Vorhabensträger fachlich zu 
beraten. 

Grundlagen zur Bereitstellung der Finanzierung für Planung 

Auf der Basis der Vereinbarungen mit den Gebietskörperschaften sind die Auftrag-
geber für die Planung festzulegen und die erforderlichen Planungsmittel gemäß 
Projektterminplan bereitzustellen. Vor einer vergabe von Planungsleistungen sind 
die Ermächtigungen auszustellen, die Aufgabenstellung zu präzisieren und ein Fi-
nanzierungsschlüsselfestzulegen. 

Steuerung 

Die Kosten- und Terminsteuerung ist vor Aufnahme der Planung zu strukturieren 
und später fortzuschreiben; sie dient auch als Grundlage für die Haushaltsplanung 
der Projektbeteiligten und berücksichtigt die zuvor erstellten Finanzierungsverein-
barungen.  

Die Komplexität erfordert im Rahmen eines Vertragsmanagements eine laufende 
Überwachung und Dokumentation der geschlossenen (und noch zu schließenden) 
Verträge, u. a. für Planung, Bau, Finanzierung, Nutzungen, sowie auch der kauf-
männischen und juristischen Abwicklung. Dies ist überwiegend eine Standardleis-
tung von Verwaltungen und Unternehmen.  

5.3 Fachliche Aufgaben 

Festlegung der „Verkehrlichen und Betrieblichen Aufgabenstellung“ 

Eine Verkehrliche und Betriebliche Aufgabenstellung ist die Voraussetzung, um 
Planungsvereinbarungen treffen und Planungen bzw. Gutachterleistungen aus-
schreiben zu können. Die Aufgabenstellung muss die Qualität einer detaillierten 
Dokumentation der Aufgaben und der technischen Anforderungen (u. a. Mengenge-
rüste) beinhalten. Dazu gehört auch die Feststellung notwendiger Variantenprüfun-
gen im Detail aus heutiger Sicht. In der Phase I ist hierin auch die Dokumentation 
aller Planungsparameter vorzunehmen. Die Aufgabenstellung basiert überwiegend 
auf bereits vorhandenen Gutachten und Planungen und ist entsprechend den An-
forderungen zu strukturieren. Ein Teil der Aufgabenstellung entsteht auch im Rah-
men der Verhandlungen zu Planungsvereinbarungen, sie ist Voraussetzung für die 
Ausschreibung und Vergabe von Planungsleistungen oder Abschluss von Pla-
nungsvereinbarungen. 

Die Aufgabenstellung ist während des Projektes fortzuschreiben. 

Planungsleistungen in der Phase I (Vorplanung) 

Die Planungs- und Gutachterleistungen können im Grundsatz im "eigenen Hause" 
erbracht werden; der Umfang (Quantität), aber auch die technische Ausprägung 
(Qualität) wird eine (teilweise) Fremdvergabe aber notwendig machen. 
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Die in Phase I zu erbringende technische Planungsleistung entspricht in etwa der 
Vorplanung. Darunter sind die Planungsleistungen nach HOAI Phase 1 und 2 zu 
verstehen, die im Wesentlichen die Untersuchungen von Lösungsmöglichkeiten mit 
ihren Einflüssen auf bauliche und konstruktive Gestaltung, Zweckmäßigkeit und 
Wirtschaftlichkeit beinhalten und ein Planungskonzept zum Ziel haben. Dabei han-
delt es sich um einen, auch bei Straßen und Hochbauten üblichen Prozess. Be-
standteile einer Vorplanung sind u. a. Verkehrsanlagen, Ingenieurbauwerke, Leit-
und Sicherungstechnik (LST), 50 Hz/ Beleuchtung, Bahnübergänge (LST & Stra-
ße), Oberleitung, Unterwerke (750 V= & 15 kV~), Lichtsignalanlagen (LSA), Tele-
kommunikation sowie die Dokumentation des Leitungsbestandes.  

Für DB-Anlagen gilt die Besonderheit, dass hier die vollumfängliche Vorplanung 
auch für die technische Ausrüstung parallel zur Objektplanung zu erbringen ist. Bei 
Anlagen anderer Eigentümer, z.B. innerstädtischen Straßenbahnen, kann in dieser 
Hinsicht in der Phase I schlanker geplant und die fehlende Leistung im Entwurf 
nachgeholt werden. 

Die Vorplanung muss nicht vom Infrastrukturunternehmen erstellt oder beauftragt 
werden. Dies kann ein Vorhabensträger in Abstimmung mit dem Infrastrukturunter-
nehmen veranlassen, bei mehreren beteiligten Infrastrukturunternehmen kann da-
mit dem Projekt eine einheitliche „Handschrift“ gegeben werden.  

Die Anwendung der HOAI ist für bautechnische Planungen Standard bei Vorhaben 
der öffentlichen Verwaltung.  

Das Investitionsvorhaben macht es notwendig, dass die Leitungen Dritter gesichert, 
angepasst oder verlegt werden müssen. Es werden Leitungskoordinationspläne 
erstellt. In der Regel planen und verlegen die Leitungsträger ihre Leitungen selber; 
Bahn und Kommunen haben unterschiedliche Gestattungsverträge, die auch die 
Kosten regeln. In der Phase I sind Bestandsunterlagen zu fertigen.Die Vorplanung 
ist die Voraussetzung für Kostensicherheit und die Grundlage des Rahmenantrags. 

Sonderuntersuchungen 

Im Rahmen der Vorplanung sind auchSonderuntersuchungen durchzuführen, wie z. 
B. für Vermessung, Baugrund, Schall, Leitungsbestand, Umwelt, EMV; Zu Beginn 
in der Phase I kann ein flacheres Untersuchungsniveau ausreichend sein, wenn es 
nur gilt, Risiken einzugrenzen. Weiterhin sind technische Einzelmaßnahmen zu 
überprüfen. Dazu gehören die Tunnel hinsichtlich Lichtraumprofile und baulichen 
Zustand im Hinblick auf eine Elektrifizierung sowie einzelne Brückenbauwerke, die 
heute noch über keine Gleise verfügen. 

In der Phase I geht es vor allem um eine Risikobewertung und die rechtzeitige 
Feststellung von Planungstiefe und –umfang, damit die Aufgabenstellung für die 
weiteren Planungsphasen frühzeitig den Anforderungen angepasst werden kann  
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Betroffenheit kann es in verschiedenen Bereichen geben:  

► EMV (hier: Hochschulinstitute, Kliniken)  
Risikobewertung damit Aufgabenstellung frühzeitig den Anforderungen ange-
passt werden kann 

► Schutzgebiete etc. 
ein vorgezogenes Screening-Verfahren kann sinnvoll sein, insbesondere bei 
zweigleisigen Ausbauten bzw. Neubaustrecken,  

► Maßnahmen zu Schall- und Erschütterungsschutz (Kosten und Gestaltung) 
Vorabprüfung zur Risikobewertung damit Aufgabenstellung frühzeitig den An-
forderungen angepasst werden kann 

► Baugrundvorerkundung, Altlasten 
Risikobewertung damit Aufgabenstellung frühzeitig den Anforderungen ange-
passt werden kann 

► Vermessungsleistungen 

► Technische Einzelmaßnahmen 
Überprüfung bestehender Tunnel- und Brückenbauwerke, u. a. im Hinblick 
auf eine Elektrifizierung 

► Städtebauliche Konzepte: 
Bereits die Vorplanung sollte auf städtebauliche Konzepte aufbauen können, 
um die Durchsetzbarkeit zu verbessern 

► Identitätsstiftende Maßnahmen 
Dazu gehören (z. B. Gestaltung, Ziel der Region, Entwicklungsvisionen);  
die Begründung des Vorhabens gegenüber Bürgern, Politik und Wirtschaft 
bedarf einer Vision, die über rein verkehrliche Ansätze hinausgeht 

► Verkehrskonzepte für Motorisierten Individualverkehr (MIV)/ nicht motorisier-
ter IV (nMIV) in Innenstädten (Bauphase und Endzustand) 
im innerstädtischen Bereich betrifft mehr als die Hälfte des Planungs- und 
Bauaufwandes den MIV/ nMIV sowie das Parken; Änderungen durch die 
Stadtbahn müssen in ein Gesamtkonzept für MIV und nMIV passen 

► Baubetriebsplanung 
Die Investitionen werden in großen Teilen auf bestehender Eisenbahninfra-
struktur umgesetzt. Im Rahmen der Vorplanung sind baubetriebliche Konzep-
te mit den EIU (und EVU) abzustimmen und in den weiteren Planungsphasen 
zu detaillieren. Hieraus ergeben sich auch die Vorgaben zur Anmeldung der 
Baustellen in der Mehrjahresplanung bei DB Netz 

► Sonstige Gutachten 
Z. B. Strategische Gutachten zu Tübingen Hbf und Reutlingen Hbf, hier ist die 
Aufgabenstellung weiter zu präzisieren, um eine Vorplanung durchführen zu 
können. 
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6 Planungskosten 

Die Planungskosten für die Phase I wurden für die einzelnen Positionen abge-
schätzt. Diese beinhalten nicht nur den Aufwand für die reine Planung, sondern 
auch die Kosten für Steuerungs- und Gutachterleistungen sowie für die Stabsstelle. 

Die verwendete Aufteilung der Kosten auf die Gebietskörperschaften je Teilnetz 
entspricht dem Schlüssel der Folgekostenrechnung, also dem Anteil der auf die 
Gemarkung entfallenden Planungskosten. Steuerungs- und Gutachterleistungen 
wurden mangels anderer Größen nach Strecken-km den Teilnetzen zugeordnet. 
Die Kosten der Vorplanung, Lph 1+2, wurden nach HOAI berechnet. Die Vorpla-
nung für technische Ausrüstung wurde für diese Phase auf ca. 60 % abgemindert, 
die fehlenden Teile der Vorplanung sind später nachzuziehen. Dies geschah unter 
der Annahme und von Erfahrungswerten, dass für eine verlässliche Kostenschät-
zung eine teilweise reduzierte Planungstiefe ausreichend ist. Die Vermessung be-
rücksichtigt eine Gesamtaufnahme (digitales Geländemodell), der tatsächliche Auf-
wand orientiert sich an den vorhandenen Unterlagen. Es wurde ein oberer Eckwert 
kalkuliert.  

Die Umwelt- und Baugrunduntersuchungen beinhalten Kosten für bisher nicht spe-
zifizierte Sonderuntersuchungen, deren Umfang und Tiefe noch festzulegen ist (z. 
B. vorgezogenes, vereinfachtes Screening im Sinne einer Umweltverträglichkeits-
untersuchung (UVS) oder die Gründung von Bauwerken).  

Alle Planungskosten werden auf Baukosten Stand 2012 bezogen.  

Für Tübingen Hbf und Reutlingen Hbf wurden jeweils  Aufwendungen für ein strate-
gisches Ausbaukonzept  angesetzt.  

Die Planungskosten für die Phase I sind in der Tabelle 1 aufgeführt, die zugehörige 
Zuordnung ist in der folgenden Tabelle dargestellt. 

 

Tabelle 1: Planungskosten und Finanzierung Phase I 
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Tabelle 2: Planungskosten und Finanzierung – Aufteilung auf Gebietskörperschaften  
 

Als unterer Ansatz zur Betreuung der Vorplanung und für begleitende Koordinati-
ons- und Kommunikationsaufgaben wurde die Notwendigkeit von ca. 4 P p.a. ab-
geschätzt, was einem Gegenwert von ca.300 TEUR p.a. entspricht, inklusive von 
Nebenkosten, wie Büro, Fahrzeug etc.. Die Personalbereitstellung kann teilweise 
aus eigenen Ressourcen der Projektpartner und durch neue Mitarbeiter erfolgen. 
Die Qualifikationsprofile sind in der folgenden Abbildung dargestellt.  
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Abbildung 3: Ausstattung der Stabsstelle 

7 Zeitplanung 

Die politische Perspektive verlangt eindeutige Meilensteine, die auch maßgebend 
für die Diskussion sind. Die bisherige Planung für die Phase I hat folgende wesent-
lichen Meilensteine (Stand März 2012): 

► Einrichtung einer Stabsstelle: Mitte 2012 

► Beginn Vorbereitung Planungsvereinbarungen: Mitte 2012 

► Festlegung Projektstart (Vorplanung): September 2012 

► Fertigstellung Vorplanung: 1. Quartal 2014 

► Einreichung Rahmenantrag: April 2014  

Als mittelfristiges Ziel wurde die Einreichung des Rahmenantrages festgelegt. Eini-
ge ergänzende Meilensteine und Vorgänge sind in Abbildung 4 auf der Zeitachse 
dargestellt. 

Die weitere Detaillierung des Planungs- und Realisierungsprozess im Zuge des 
Projektes schafft in verschiedenen Phasen detailliertere und verlässlichere Anga-
ben. Eine Planung von oben nach unten (Inbetriebnahme zu Projektstart) muss 
immer wieder neu durchgeführt werden, um die Erreichbarkeit von Zielen feststellen 
zu können. Die Eingangsparameter für die Folgekostenrechnung beziehen sich 
primär auf den Mittelabfluss und können daher von der technischen Terminplanung 
abweichen.  

Im Rahmen der Diskussion im projektbegleitenden Arbeitskreis wurden als geeig-
nete Vorabmaßnahme eine Elektrifizierung und ein Ausbau der Ammertalbahn und 
der Ermstalbahn identifiziert und als sinnvoll bewertet. Dies sollte ergänzt werden 
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durch die Einrichtung ausgewählter neuer Haltepunkte an verschiedenen Strecken. 
Das wirtschaftliche, technische und organisatorische Risiko ist hier überschaubar. 
Weiterhin erscheint es sinnvoll, ausgewählte Haltepunkte an verschiedenen Stre-
cken sowie eine abschnittsweise Elektrifizierung möglichst frühzeitig planerisch zu 
bearbeiten und umzusetzen. Dieses Szenario lässt sich auch am ehesten in die 
Mittelplanung des Zuschussgebers integrieren. Aufbauend auf diesen Vorschlag 
wurde ein Aktivitäten- und Ereignisplan entwickelt, der in der untenstehenden Ab-
bildung dargestellt ist. Danach ist eine früheste Teilinbetriebnahme Ende 2016 
möglich. 

Aufgrund der unterschiedlichen technischen Komplexität sowie der gesetzlich-
organisatorischen Vorgaben sind für einzelne Teilmaßnahmen unterschiedliche 
Zeitplanungen erforderlich. Die Zeitplanung muss auch auf die planerischen und 
organisatorischen Kapazitäten sowie die Mittelverfügbarkeit Rücksicht nehmen.  

Abbildung 4: Aktivitäten-und Ereignisplan 
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8 Erforderliche Entscheidungen der Gremien 

Nach der Identifikation der Aufgaben und der Entwicklung einer möglichen Organi-
sationsstruktur sind die erforderlichen Gremienbeschlüsse zu fassen. Diese können 
zusammen oder auch in zwei Entscheidungsstufen beschlossen werden:  

► Entscheidungsstufe 1: 

► Kenntnisnahme der Standardisierten Bewertung einschließlich der Folge-
kostenrechnung 

► Benennung der Förderrisiken 

► Entscheidungsstufe 2: 

► Beschlussfassung über die Gründung einer Stabsstelle, um die erforderli-
chen Aufgaben der Phase 1 bis zur Einreichung eines Rahmenantrags zu 
erledigen 

Die weiteren Aktivitäten ergeben sich aus der Gesamtheit der Aufgaben, die dann 
Stück für Stück abzuarbeiten sind und im weiteren Verlauf zu entscheiden sind. 



Regional-Stadtbahn Neckar-Alb (RSB)
Standardisierte Bewertung Folgekostenrechnung Aufgaben Organisation FinanzierungStandardisierte Bewertung, Folgekostenrechnung , Aufgaben – Organisation – Finanzierung

PTV AG, Stand 03/2012



Gliederung

> Aktueller Stand und wesentliche Ergebnisse 
> der Standardisierten Bewertung und
> der Folgekostenrechnung

> Weiteres Vorgehen und bestehende Risiken
> Anstehende Aufgaben
> Organisatorische Aufstellung
> Finanzierung
> Kostenaufstellung Phase 1
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Aktueller Stand und 
wesentliche Ergebnisse 

der Standardisierten Bewertung und
der Folgekostenrechnung

© PTV AG 2012 RSB Aufgaben – Organisation – Finanzierung3



Standardisierte Bewertung

> Die Standardisierte Bewertung und die zugehörige 
Folgekostenrechnung sind abgeschlossen 
und wurden mit den Zuwendungsgebern aus Bund 
und Land abgestimmt.

> In 2011 waren veränderte Vorgaben des Landes zum
Regionalverkehr einzuarbeiten, die sich aus den 
laufenden Planungen zu Stuttgart 21 ergaben. Das 
Betriebskonzept der RSB wurde daran angepasst.
A f W h d Z ll lbk i d di> Auf Wunsch des Zollernalbkreises wurde die 
Killertalbahn  (Abschnitt Hechingen – Burladingen) 
in das RSB-Konzept aufgenommen, um das elektrifizierte Netz bis nach Burladingen zu erweitern.

> Di fü di Fö d fähi k it ß bli h N t K t I dik t (NKI) b t d it> Die für die Förderfähigkeit maßgeblichen Nutzen-Kosten-Indikatoren (NKI) betragen damit:

> Teilnetz 1: Oberzentrum Reutlingen/Tübingen  
mit den Zulaufstrecken: Neckar-Alb-Bahn, 
Obere Neckarbahn Ammertalbahn Ermstalbahn und Albaufstieg: 1 07Obere Neckarbahn, Ammertalbahn, Ermstalbahn und Albaufstieg: 1,07

> Teilnetz 2:   Zollern-Alb-Bahn, Killertalbahn und Talgangbahn:      1,88
> Teilnetz 3:   Gomaringer Spange: 1,21

© PTV AG 2012 RSB Aufgaben – Organisation – Finanzierung

NKI Gesamtnetz: 1,37
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Folgekostenrechnung – Methodik

> Die Folgekostenrechnung (FKR) folgt – wie die Nutzen-Kosten-Untersuchung der Standardisierten 
Bewertung – einer vorgegebenen Systematik. 

> Die betriebswirtschaftliche FKR wird vom Zuwendungsgeber als Ergänzung zur gesamtwirtschaftlichen 
Nutzen-Kosten-Untersuchung verlangt. Nutzen Kosten Untersuchung verlangt. 
Die Berechnungen wurden mit dem Zuwendungsgeber abgestimmt.

> Folgekosten Infrastruktur:
> zeigt den Investitionsbedarf für die RSB-Infrastruktur, inklusive einer Schätzung der erforderlichen g g

Planungskosten 
> ausgewiesen werden die Anteile, die von Bund und Land gefördert werden (Zuwendungen) sowie 

die nötige Komplementärfinanzierung, die von den anliegenden Städten und Kreisen zu tragen ist
> für das Infrastrukturunternehmen werden ausgewiesen: Einnahmen aus Stations- und Trassen-

gebühren, Unterhaltungskosten für den Fahrweg

> Folgekosten Betrieb
> berücksichtigt Investitionen für Fahrzeuge und laufende Betriebskosten: Fahrzeugunterhaltung, 

/ SEnergie, Personal, Marketing/Vertrieb, Stations- und Trassengebühren sowie zusätzliche 
Fahrgeldeinnahmen (Neukunden)

> Es werden standardisierte Kostensätze zugrunde gelegt.

> Ei tli h d t G dl i d di öff tli ht St ti d T i d
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> Eine wesentliche verwendete Grundlage sind die veröffentlichten Stations- und Trassenpreise der 
heutigen Bahnunternehmen (Bsp. Ammertalbahn: 4,74 € pro Zugkilometer, inkl. Stationsanteil).
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Folgekostenrechnung – Annahmen

> Planungskosten DB-Abschnitte: pauschal 20% der Baukosten
> Planungskosten auf nichtbundeseigenen Eisenbahnen (NE) 

und auf Straßenbahnneubaustrecken: pauschal 15% der Baukosten
> Für DB- und NE-Abschnitte: plus EBA-Gebühr: 1 5% (an das Eisenbahnbundeamt abzuführen)> Für DB- und NE-Abschnitte: plus EBA-Gebühr: 1,5% (an das Eisenbahnbundeamt abzuführen)
> Betrachtungszeitraum für Investitionen und Reinvestitionen: 30 Jahre
> Inflationsrate 3%: Es wird davon ausgegangen, dass die Preissteigerungsrate (Durchschnitt der letzten 

3 Jahre < 2%)  künftig tendenziell steigen wird. Der gewählte Ansatz von 3% Preissteigerungsrate wurde 
vom Zuwendungsgeber empfohlenvom Zuwendungsgeber empfohlen.

> Zuwendungen von Bund und Land: 80% der zuwendungsfähigen Investitionen
(60% Bundesförderung + 20% Kofinanzierung durch das Land)

> Nicht zuwendungsfähige Kosten sind z.B. Streckenabschnitte, bei denen kein besonderer Bahnkörper 
realisiert werden kann (RSB im Mischverkehr mit dem mIV).( )

> Die Städte und Kreise übernehmen die Komplementärfinanzierung:
> Mindestens 20% der zuwendungsfähigen Investitionen
> 100% der nicht zuwendungsfähigen Investitionen
> 100% Planungskosten> 100% Planungskosten

> Im Rahmen der Standardisierten Bewertung werden so genannte  „vermiedene Investitionen“ pauschal 
berücksichtigt, die (zeitlich nachgelagert) auch ohne den Bau der RSB anfallen würden 
(z.B. Leitungsverlegungen).

> Die Folgekostenrechnung schreibt die Investitionen und Zahlungsströme auf die Zukunft fort

© PTV AG 2012 RSB Aufgaben – Organisation – Finanzierung

> Die Folgekostenrechnung schreibt die Investitionen und Zahlungsströme auf die Zukunft fort. 
Bei der Infrastrukturinvestition wird der Preisstand zum Zeitpunkt des Baubeginns betrachtet . 
Beim Betrieb wird der Preisstand der geplanten Inbetriebnahme der RSB betrachtet.
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F l k I f kFolgekosten Infrastruktur –
Übersicht über die Investitionen
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Folgekosten Infrastruktur – am Beispiel der Ermstalbahn

Preisstand 2006 2012 2015

Preisstand
wie Standardisierte 

Bewertung heute
Zeitpunkt 
Baubeginn

Investition in T€ 12.327 14.434 15.773
davon zuwendungsfähige Investitionen 15.442davon zuwendungsfähige Investitionen 15.442
Summe: Investition und Planung 18.375

Aufteilung gemäß 
Folgekostenrechnung,
Preisstand Baubeginn13%

67%
1%

19%

Bei den Gebietskörperschaften verbleibt die 
Komplementärfinanzierung in Höhe von
> 3.419 T€ (Infrastrukturinvestition)
> 2.353 T€ (Planungskosten)2.353 T€ (Planungskosten)
> 5.772 T€ gesamt

bei 80% Förderhöhe
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F l k I f kFolgekosten Infrastruktur –
Laufende Ausgaben

Bei den Bestandstrecken entstehen bei den 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU): DB Netz, 
ENAG, ZÖA, HzL, WEG erhöhte Aufwendungen für die 
Unterhaltung (z.B. durch die Elektrifizierung).
Diesen stehen i.d.R. zusätzliche Einnahmen für 
zusätzliche Trassen- und Stationsnutzung gegenüber. 

Für die Neubaustrecken (Reutlingen – Pfullingen –
Kleinengstingen Tübingen Stadt Gomaringer SpangeKleinengstingen, Tübingen Stadt, Gomaringer Spange 
und Ortsdurchfahrt Nehren) entstehen laufende 
jährliche Unterhaltungskosten. Diese sind letztendlich 
von den Gebietskörperschaften zu tragen*:
> entweder als laufende Ausgaben zur Unterhaltung 

der Infrastruktur, wenn die Gebietskörperschaften 
selbst die Neubaustrecken bauen und betreiben

> oder als Betriebskostendefizit (bei 
Trassenpreismodell)

© PTV AG 2012 RSB Aufgaben – Organisation – Finanzierung9

* : Die Aufteilung der jährlichen Unterhaltungskosten ist 
zwischen den betroffenen kommunalen Partnern zu klären.



Ergebnis: Folgekosten Betrieb

Durchschn. Teilnetz 1:
Betriebserg.
in Mio. €/a

Teilnetz 1 Regional‐Stadtbahn (alle RSB‐Linien) ‐24,5
(Preisstand: 2019) Sonstiger Schienenverkehr (ohne RSB‐Linien)* 20,9

Teilnetz 1:
> weist ein positives Betriebsergebnis auf 
> Der Betrieb ist insgesamt effizienter und 

wirtschaftlicher als im Vergleichsfall 2020 ohne 
RSB.

> Die RSB verursacht jährliche Betriebskosten in 
Höh 24 5 Mi E

( ) g ( )
Stadtverkehr Reutlingen 1,0
Stadtverkehr Tübingen 4,6
Regionalbus 4,1

Teilnetz 2 Regional‐Stadtbahn (alle RSB‐Linien) ‐15,9
(P i t d 2020) S ti S hi k h ( h RSB Li i )* 13 4

Höhe von 24,5 Mio. Euro. 
> Dem stehen Einsparungen im sonstigen Schienen-

verkehr gegenüber (heutiger Schienenverkehr auf 
der Ammertalbahn, Ermstalbahn, Obere 
Neckarbahn, der dann entfällt). 

> Des Weiteren können Einsparungen bei den 
(Preisstand: 2020) Sonstiger Schienenverkehr (ohne RSB‐Linien)* 13,4

Stadtverkehr Reutlingen 0,0
Stadtverkehr Tübingen 0,1
Regionalbus 2,2

Teilnetz 3 Regional‐Stadtbahn (alle RSB‐Linien) ‐4,6

g
Stadtverkehren (Tü/Rt) und im Regionalbusbereich 
erreicht werden.

Teilnetz 2:
> ist beim Betriebsergebnis etwa neutral

g ( )
(Preisstand: 2023) Sonstiger Schienenverkehr (ohne RSB‐Linien)* 0,1

Stadtverkehr Reutlingen 0,6
Stadtverkehr Tübingen 0,0
Regionalbus 0,9

Teilnetz 3:
> Im Teilnetz 3 entsteht ein betriebliches Defizit, da 

den zusätzlichen Betriebsleistungen auf der 
Gomaringer Spange nur wenig Einsparungen im 
Busverkehr entgegenstehen.

Die Berechnungen sind anhand der Methodik der 
Standardisierten Bewertung und anhand pauschaler 
Kostensätze durchgeführt. Da es sich in der Realität 
teilweise um eigenwirtschaftliche Verkehre (z.B. 
Ermstalbahn) oder vergleichsweise günstige 

Das durchschnittliche Betriebsergebnis berücksichtigt Veränderungen bei den 
Betriebskosten sowie Veränderungen bei den Fahrgeldeinnahmen (Neukunden) 
jeweils im Vergleich zum Ohnefall 2020.
Die Darstellung zeigt keine Betrachtung nach Kostenträgern.

* I ti S hi k h h d lt i h t il i h ti
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Bestellungen handelt (z.B. Kulturbahnvertrag), kann 
das Ergebnis der FKR allein nicht die Entscheidungs-
grundlage für das weitere Vorgehen sein.

*:Im sonstigen Schienenverkehr handelt es sich teilweise um heutige 
Bestellungen des Landes, die dann entfallen. Das finanzielle Engagement des 
Landes zur Mitfinanzierung des RSB-Betriebs ist zu vereinbaren.



Weiteres Vorgehen und 
bestehende Risiken
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Weiteres Vorgehen zur Erreichung der Förderzusagen

> Standardisierte Bewertung und Folgekostenrechnung sind abgeschlossen und mit dem Zuwendungsgeber 
abgestimmt. Die grundsätzliche Förderfähigkeit des Projektes ist damit gegeben.

> Die RSB Neckar-Alb ist in das GVFG Bundesprogramm in Kategorie C (d.h., nur zur Kenntnis genommen) 
aufgenommen.g

> Der Zuwendungsgeber verlangt als nächsten Schritt einen Rahmenantrag für das Gesamtprojekt. 
> Hierfür sind die Infrastrukturplanungen und die zugehörigen Kostenschätzungen entsprechend der 

Planungstiefe einer „Vorplanung“ (HOAI Leistungsphasen 1+2) auszuarbeiten und erforderliche 
Sondergutachten zu bearbeiten (z.B. Risikobewertungen für Tunnel und Brücken).g ( g )

> Die vertieften Planungen haben das Ziel, die Planungssicherheit zu erhöhen, die Kostenschätzungen 
zu verifizieren und ggf. auch erforderliche Planänderungen anzuzeigen.

> Die Ergebnisse dieser Planungsphase münden in einem (formlosen) Rahmenantrag, der vom Land 
geprüft wird.

> Sofern sich gegenüber den Ansätzen in der Standardisierten Bewertung Kostensteigerungen 
ergeben, die nicht allein auf eine allgemeine Preissteigerung zurückgeführt werden können, kann der 
Zuwendungsgeber eine Aktualisierung der Standardisierten Bewertung verlangen. Als notwendige 
Fördervoraussetzung gilt auch dann, dass die Nutzen größer sein müssen als die Kosten.

> Nach dem Rahmenantrag schließen sich die Entwurfs- und Genehmigungsplanungen an  (HOAI 
Leistungsphasen 3+4)
> beinhaltet als Ergebnis einen Planfeststellungsbeschluss sowie einen Finanzierungsantrag,

jeweils nach Teilvorhaben getrennt
> Di Fi i t ä d b i L d i i ht K k t Fö d d B d
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> Die Finanzierungsanträge werden beim Land eingereicht. Konkrete Förderzusagen werden von Bund 
und Land erst auf der Basis der geprüften Finanzierungsanträge gegeben.



Risiken

Allgemeines Risiko: Kostensteigerung Infrastruktur , die sich in der vertieften Planung zeigt
> NKI für jedes Teilnetz muss für Förderfähigkeit > 1 bleiben
> Teilnetz 1 hat relativ wenig Spielraum (NKI 1,07)
All i Ri ik hi i h li h d Fö dAllgemeine Risiken hinsichtlich der Förderung
> Konkrete Förderzusagen erfolgen spät (erst mit dem Finanzierungsantrag), bis dahin angefallene Kosten 

sind vollständig vom Antragsteller zu tragen (mindestens Vorplanungskosten).
> Die RSB konkurriert mit vielen anderen Projekten in Bund und Land um knappe Fördergelder. 

Der NKI für das Gesamtprojekt hat mit 1,37 ein gutes Ergebnis. Außerdem lag die Region bisher eher im 
„Förderschatten“. Dies könnte bei der Reihung der Projekte eine Rolle spielen.

> Es ist unklar:
> ob, wann und in welcher Höhe Bund und Land das Projekt fördern können.

Der Bund fördert maximal 60%. Das Ausfallrisiko liegt bei der Region. 

Besondere Risiken hinsichtlich der Förderung: Auslaufen Bundes GVFG im Jahr 2019
> Der Bund zieht sich aus der GVFG-Förderung bis 2019 zurück. Eine Nachfolgeregelung liegt 

bisher und voraussichtlich auch mittelfristig nicht vor. 

> Es ist unklar, welche Förderung vom Land ab 2019 geleistet werden kann. Eine Klärung dieser Frage ist 
kurzfristig nicht zu erwarten.

> Der Bund kann geleistete Mittel zurückfordern, wenn die Finanzierungsanträge insgesamt unter 50 Mio. 
bleiben und/oder wenn die Wirtschaftlichkeit der umgesetzten Maßnahmen nicht gegeben ist.

© PTV AG 2012 RSB Aufgaben – Organisation – Finanzierung13

> Risikobewertung im Hinblick auf NKI Teilnetz 1 und auslaufendes Bundes-GVFG  sehr hoch



Anstehende AufgabenAnstehende Aufgaben
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Projektphasen

> Phase I: kurzfristig, ca. 2 Jahre; Vorplanung mit Ziel Rahmenantrag
> Phase II: mittelfristig, ca. 1-2 Jahre je Bauabschnitt; Entwurfs- und Genehmigungsplanung; beinhaltet als 

Ergebnis einen Planfeststellungsbeschluss sowie einen Finanzierungsantrag (jeweils nach Teilvorhaben)
> Phase IIIa: langfristig; ca. 1,5 – 3 Jahre je Bauabschnitt; Ausführungsplanung, Ausschreibung, Vergabe, 

Phase II: Phase IIIa: Phase IIIb:Phase I:

g g; , j ; g p g, g, g ,
Bau, Inbetriebnahme; beinhaltet eine betriebsfähige Anlage

> Phase IIIb: Betriebsführung; langfristig; Daueraktivität; Wartung und Instandhaltung der Anlage; Verkauf 
von Trassenkapazitäten und Nutzungsrechte für Haltestelle und Bahnhöfe

Phase II:
>Der Vorhabensträger

tritt  gegenüber dem 
Zuwendungsgeber auf: 
Projekt GmbH und/oder 
EIU.

Phase IIIa:

Infrastrukturunternehmen:
> bei Neubaustrecken: Projekt GmbH,

Kommune oder beauftragter Dritter
> bei Bestandsstrecken: EIU

Phase IIIb:

Verkehrs-/ 
Infrastruktur-
unternehmen

Phase I:
>Kommunen: 

Beauftragung der 
Planungen

>Stabsstelle: 
Vorbereitung und 

Gutachten/ Ausführung/ Abnahme/
1 2 3 4 5

>Der Infrastruktureigen-
tümer (Kommunen und 
EIU)  ist Antragsteller für 
die Planfeststellung.

Koordination

Gutachten/ 
Planung Baurecht Ausführung/ 

Bauen
Abnahme/ 

Inbetriebnahme Betriebsführung

2 Jahre
(Gesamtnetz)

1-2 Jahre
(je Bauabschnitt)

1,5-3 Jahre
(je Bauabschnitt)

langfristig
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Meilenstein: Rahmenantrag

( ) (j ) (j )

Anmerkung zum Zeitplan:
Ab Phase II wird das Projekt in überschaubare Bauabschnitte eingeteilt  (finanzierbar, technisch 
und  verkehrlich handhabbar ). Das Projekt wird abschnittsweise umgesetzt, dadurch ergibt sich 
der Inbetriebnahmezeitpunkt des Gesamtnetzes nicht aus der Summe der einzelnen Phasen.



Akteure in den Planungsphasen

> Die erforderlichen (Vor-) Planungen sind von den Gebietskörperschaften zu 
beauftragen. Es wird die Einrichtung einer Stabsstelle empfohlen. Diese 
koordiniert und bündelt die Vorhabenkoordiniert und bündelt die Vorhaben.

> Die Stabsstelle stellt den Rahmenantrag beim Land und fungiert damit als 
Vorhabensträger und Ansprechpartner für den Zuwendungsgeber.

> Für alle Planungen können die Gebietskörperschaften einen Dritten 
beauftragen (z. B. ein erfahrenes Infrastrukturunternehmen oder ein 
Beteiligungsunternehmen / „Stadtwerke“, heutiger Eigentümer/ Besitzer derBeteiligungsunternehmen / „Stadtwerke , heutiger Eigentümer/ Besitzer der 
Infrastruktur).

> Ab dem Entwurf (Phase 3) planen in der Regel die (künftigen) Eigentümer 
d B it di i d h ät di B h d B t ib doder Besitzer; diese sind auch später die Bauherrn und Betreiber der 

Infrastruktur.
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Politische, organisatorische, rechtliche Aufgaben Phase I

> Vorbereitung der Projektorganisation: 
> Gründung einer Stabsstelle für die Phase I 
> Festlegung der Finanzierungsschlüssel für Stabstelle, Planungs- und Gutachterleistungen 

(Ph 1)(Phase 1) 

> Wesentliche Aufgaben der Stabsstelle:
> Planungsvereinbarungen: Mandat für Verträge und Abmachungen mit Dritten, z.B. mit DBg g g g
> Vorbereitung und Koordination des Vorplanungsprozesses (Ausschreibung durch 

Gebietskörperschaft)
> Begleitung Bauleitplanung/ Planungen Dritter: Abstimmung mit konkurrierenden 

PlanungenPlanungen
> Festlegung  „Verkehrliche und Betriebliche Aufgabenstellung“: Voraussetzung für 

Planung
> Projektsteuerung: Kosten und Termine, Koordination fachliche Planung
> Vorbereitung Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation: proaktive Information und 

Kommunikation
> Vorbereitung der Projektorganisation für weitere Projektphasen

> Vorbereitung und Abgabe des Rahmenantrags beim Zuwendungsgeber
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> Vorbereitung und Abgabe des Rahmenantrags beim Zuwendungsgeber



Fachliche Aufgaben Phase I

Phase I: Vorplanung und Gutachten 

> Zwingend notwendiges Programm zur
> Absicherung der Kostenschätzung und möglicher Risiken
> Erstellung des Rahmenantrags

> Aufgaben / Gutachten

> Planungsleistungen in der Phase I (Vorplanung d h Leistungsphasen 1&2 nach> Planungsleistungen in der Phase I (Vorplanung, d.h. Leistungsphasen 1&2 nach 
HOAI):
Verkehrsanlagen, Ingenieurbauwerke, Leit-und Sicherungstechnik (LST), 50 Hz/ 
Beleuchtung, Bahnübergänge (LST & Straße), Oberleitung, Unterwerke (750 V= & 15 kV~), 
Telekommunikation LeitungsbestandTelekommunikation, Leitungsbestand 

> Sonderuntersuchungen: 
u. a. Vermessung, Umweltgutachten, Baugrunduntersuchungen

> Technische Einzelmaßnahmen:  Überprüfung bestehender Tunnel und Brückenbauwerke , 
u . a. im Hinblick auf eine Elektrifizierung

> Baubetriebsplanung: Abstimmung baubetriebliche Konzepte mit den EIU (und EVU)
> Verkehrskonzepte für Motorisierten Individualverkehr (MIV)/ nicht Motorisierter IV (nMIV) 

(vornehmlich Innenstädte; Bauphase und Endzustand)
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(vornehmlich Innenstädte; Bauphase und Endzustand)
> Sonstige Gutachten: Masterpläne Tübingen Hbf und Reutlingen Hbf



Organisatorische AufstellungOrganisatorische Aufstellung
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Organisatorische Aufstellung – kurzfristig

Phase I : Projekteinstieg mit Startorganisation (2013 – 2015)

> Das wichtigste Ziel der Phase I ist die Erarbeitung des Rahmenantrages. Dies soll so 
schnell wie möglich erreicht werden. Eine Stabsstelle oder eine GmbH können dieseschnell wie möglich erreicht werden. Eine Stabsstelle oder eine GmbH können diese 
Aufgabe übernehmen. Die Gründung einer GmbH ist für die Antragstellung jedoch noch 
nicht erforderlich.

> Es empfiehlt sich die Einrichtung einer Stabsstelle als Vorläufer der GmbH.
> Die Einrichtung einer Stabsstelle benötigt nur einen geringen zeitlichen Vorlauf. 

> Eine institutionelle Verfestigung (Rechtsform) ist derzeit noch nicht erforderlich.

> Die finanziellen Aufwendungen bis zur Grundsatzentscheidung des Zuwendungsgebers über die 
Förderfähigkeit des RSB Projektes werden minimiertFörderfähigkeit des RSB-Projektes werden minimiert.

> Die Stabsstelle kann die Zeit bis zur Gründung der GmbH nutzen, um die dafür notwendigen 
Grundlagen vorzubereiten.  Zu entscheiden ist u.a., welche Aufgaben die GmbH mittelfristig 
übernehmen soll (nur Infrastruktur-GmbH oder auch Verkehrsunternehmen) und welche 
Gesellschafter dazu eingebunden werden.g

> Für die Einrichtung der Stabsstelle ist die Definition des „Miteinander“ der Projektpartner 
notwendig. Hierzu ist eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung  abzuschließen 
(Kompetenzen, Pflichten, Berichtswesen, Kostenschlüssel). Alle Entscheidungen werden 
i i L k k i t ff Di A i dl d St b t ll b i i d
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in einem Lenkungskreis getroffen. Die Ansiedlung der Stabsstelle bei einem der 
Landkreise bietet sich an.



Organisatorische Aufstellung – kurzfristig

Stabsstelle und deren Ausstattung

> ca. 250 TEUR Personal- und ca. 50 TEUR Sachkosten pro Jahr
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Organisatorische Aufstellung – mittel- und langfristig

Organisationsform Projekt GmbH

> Vergleichbare Projekte zeigen, dass sowohl die GmbH als auch die Kombination aus 
GmbH und Zweckverband praktikabel sind.GmbH und Zweckverband praktikabel sind.  
(RTW Frankfurt, Stadtbahn Heilbronn, Stadtbahn Saar, Breisgau S-Bahn)

> Für die RSB Neckar-Alb wird die Gründung einer Projekt-GmbH empfohlen.    

> Die GmbH kann finanzielle Vorteile ausschöpfen> Die GmbH kann finanzielle Vorteile ausschöpfen
(Vorsteuerabzugsfähigkeit).

> Die GmbH ermöglicht eine schlanke Struktur bei gleichzeitiger Einbindung von 
allen erforderlichen Projektbeteiligten als Gesellschafter. 

> Gebietskörperschaften und städtische Verkehrs- und Versorgungsunternehmen können 
als Gesellschafter in die Organisation eingebunden werden. Gleichzeitig können sich 
weitere Städte und Gemeinden über einen Projektbeirat einbringen. 

> Das „Betreiber Know-how“ der regionalen Eisenbahnunternehmen kann über 
Dienstleistungsverträge eingebunden werden.
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FinanzierungFinanzierung
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Finanzierungsschlüssel

Schlüssel Dynamik Kom-
plexität

Vorteile Nachteile geeignet für Best Practices

Einfache Teilung nein niedrig Partnerschaft kein Kosten- und 
kein Nutzenbezug

Planung 
(bedingt)

Raum Karlsruhe

Ei h j i d i N t b k i K t b Pl B i S B hEinwohner ja niedrig Nutzenbezug
Leistungsfähigkeit

kein Kostenbezug Planung,
Investition, 

Betrieb

Breisgau S-Bahn: 
Verw.kosten;

Raum Karlsruhe

Personenkilometer
(Wohnortsbezug)

ja mittel Nutzung bestimmt 
Kostenanteil

Datenerhebung-
und Aktualisierung

Planung,
Investition, 

B t i b

Breisgau S-Bahn

Betrieb

Streckenlänge
auf Gemarkung

nein niedrig Aufwandsbezug, 
Sondereffekte 

eliminiert

kein spezifischer 
Kostenbezug

kein Nutzenbezug

Planung, 
Investition

Infrastrukturinvestition nein mittel Klare Zuordnung Kein Nutzenbezug Planung Braunschweig;Infrastrukturinvestition 
auf Gemarkung

nein mittel Klare Zuordnung 
der  Investition

Kein Nutzenbezug Planung, 
Investition

Braunschweig;
Raum Karlsruhe

Betriebsleistung ja mittel Aufwandsbezug 
(bedingt)

Kein Nutzenbezug Betrieb 
(bedingt)

Empfehlung des Arbeitskreises für die RSB

> Schlüssel Planung und Investition: Investition und Planungskosten auf der jeweiligen Gemarkung *
(transparent, sehr verbreitet)
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> Schlüssel Betrieb RSB: Personenkilometer (entsprechend Nutzung / Leistungsfähigkeit)

* :Wer letztendlich welche Kosten trägt , ist zwischen den betroffenen kommunalen Partnern zu klären.



Finanzierung Gesamtprojekt / Infrastruktur: Investitionen (inkl. Planung) 
Schlüssel: Infrastrukturinvestition und Planungskosten auf Gemarkung*

© PTV AG 2012 RSB Aufgaben – Organisation – Finanzierung25 * :Wer letztendlich welche Kosten trägt , ist zwischen den betroffenen kommunalen Partnern zu klären.



Finanzierung Gesamtprojekt / Infrastruktur: Planungskosten
Schlüssel: Planungskosten auf Gemarkung*

© PTV AG 2012 RSB Aufgaben – Organisation – Finanzierung26 * :Wer letztendlich welche Kosten trägt , ist zwischen den betroffenen kommunalen Partnern zu klären.



Finanzierung Gesamtprojekt / Infrastruktur: Komplementärfinanzierung
Schlüssel: Infrastrukturinvestition und Planungskosten auf Gemarkung*
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Finanzierung Betrieb: mittleres jährliches Betriebsergebnis
Schlüssel: Personenkilometer*

Die Personenkilometeranteile, die als Schlüssel genutzt werden, sind wie folgt ermittelt:
Bsp.: Bei einem Fahrgast der in Bad Urach in die RSB einsteigt und in der Stadt Tübingen sein Ziel erreicht, werden die von ihm in der RSB 
zurückgelegten km vollständig Bad Urach zugeordnet Fährt er zurück werden die km vollständig der Stadt Tübingen zugeordnet

*: Im sonstigen Schienenverkehr handelt es sich teilweise um heutige Bestellungen des Landes, die dann entfallen. Das finanzielle Engagement des Landes zur 
Mitfinanzierung des RSB-Betriebs ist zu vereinbaren.
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zurückgelegten km vollständig Bad Urach zugeordnet. Fährt er zurück, werden die km vollständig der Stadt Tübingen zugeordnet.

Die Personenkilometer und die Zuordnungen sind auf Basis der vorhandenen Verkehrsmodellierung (Prognose Gesamtnetz) ermittelt.

* :Wer letztendlich welche Kosten trägt , ist zwischen den betroffenen kommunalen Partnern zu klären.



Kostenaufstellung Phase 1Kostenaufstellung Phase 1
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Planungskosten und Finanzierung Phase 1 – Annahmen

> Die Kosten für Steuerungs- und Gutachterleistungen wurden abgeschätzt und nach 
Strecken-km den Teilnetzen zugeordnet.

> Die Aufteilung auf die Gebietskörperschaften je Teilnetz entspricht dem Schlüssel der 
Folgekostenrechnung, also dem Anteil der auf die Gemarkung entfallenden 
Planungskosten.

> Ermittlung Vorplanung nach HOAI, Lph 1+2
> Abminderung der Vorplanung für technische Ausrüstung auf ca 60 % die fehlenden Teile> Abminderung der Vorplanung für technische Ausrüstung auf ca. 60 %, die fehlenden Teile 

der Vorplanung sind später nachzuziehen (Annahme/ Erfahrung, dass für eine verlässliche 
Kostenschätzung eine teilweise reduzierte Planungstiefe ausreichend ist)

> Vermessung berücksichtigt eine Gesamtaufnahme (digitales Geländemodell), der 
tatsächliche Aufwand orientiert sich an den vorhandenen Unterlagen (oberer Eckwert 
kalkuliert) 

> Die Umwelt- und Baugrunduntersuchungen beinhalten Kosten für bisher nicht spezifizierte 
Sonderuntersuchungen, deren Umfang und Tiefe noch festzulegen istSonderuntersuchungen, deren Umfang und Tiefe noch festzulegen ist 
(z. B. vorgezogenes, vereinfachtes Screening im Sinne einer Umweltverträglichkeits-
untersuchung (UVS) oder die Gründung von Bauwerken). 

> Planungskosten werden auf Baukosten Stand 2012 bezogen 
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> Für Tübingen Hbf und Reutlingen Hbf wurden jeweils  Aufwendungen für ein strategisches 
Ausbaukonzept  angesetzt .  



Planungskosten und Finanzierung Phase 1 – Übersicht
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Planungskosten und Finanzierung* Phase 1 – Übersicht
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www.ptv.de

Vielen Dank
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